Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/539 


Sachgebiet 9232 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mancher, Geisenhofer, Balkenhol, 
Josten, Burger und Genossen 


betr. Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung; § 15 d StVZO 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung nicht bereit, 
einer grundsätzlichen Freistellung von der Verpflichtung 
der Bestimmung des § 15 d für Fahrer von Krankenkraft- 
wagen zuzustimmen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, eine gesetzliche Grundlage 
zu schaffen, um eine wesentliche Voraussetzung für einen 
einheitlichen Rettungsdienst zu gewährleisten? 

3. Nach welchen Gesichtspunkten beabsichtigt die Bundes- 
regierung den Unfallrettungsdienst und Krankentransport 
im Rahmen der Rechtsverordnung § 58 Abs. 1 des Perso- 
nenbeförderungsgesetzes zu regeln? 

4. Sieht die Bundesregierung nicht einen Widerspruch darin, 
daß auf der einen Seite das Wahlalter von 21 auf 18 Jahre 
herabgesetzt wird, während gleichzeitig das Alter der 
Menschen, die einen Rettungswagen fahren, von 18 auf 21 
Jahre heraufgesetzt wurde? 

5. Sind der Bundesregierung die finanziellen Auswirkungen 
bekannt, die dadurch den Trägern des Rettungsdienstes 
entstehen? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, die Kosten, die sich aus 
dieser Rechtsverordnung ergeben, zu übernehmen? 

7. Falls die Bundesregierung nicht bereit ist, in vollem Um- 
fang den gerechtfertigten Wünschen der Träger des 
Rettungsdienstes und Krankentransportes zu entsprechen, 
würde sie dann wenigstens folgende Alternativlösung 
billigen? 
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Die im Unfallrettungsdienst und Krankentransport tätigen 
Organisationen Arbeiter-Samariterbund, Deutsches Rotes 
Kreuz, Johanniter Unfallhilfe, Malteser Hilfsdienst und die 
Feuerwehren (nachfolgend kurz Hilfsorganisationen ge- 
nannt) werden verpflichtet, als Fahrer der von ihnen ver- 
wendeten Rettungs- und Krankentransportwagen nur 
solche Mitglieder bzw. Bedienstete zuzulassen, die folgende 
Bedingungen erfüllen: 

a) Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse 3 oder 2, 

b) Vollendung des 19. Lebensjahres, 

c) Nachweis der persönlichen Zuverlässigkeit, 

d) körperliche und geistige Eignung durch ein Zeugnis 
eines von der Hilfsorganisation beauftragten Arztes, 
der in Zweifelsfällen die Beibringung eines Gutachtens 
einer amtlich anerkannten medizinisch-psychologischen 
Untersuchungsstelle anordnet, 

e) Nachweis, daß eine Fahrpraxis von mindestens einem 
Jahr mit einem Fahrzeug der Klasse 3 erfüllt ist, 

f) Nachweis der abgeschlossenen Ausbildung, wie sie die 
Hilfsorganisationen für den Unfallrettungsdienst/ 
Krankentransport vorgeschrieben haben, mindestens 
aber nach den Forderungen der Rechtsverordnung nach 
§ 58 Ziff. 2 (noch zu erlassen), 

g) in einer sorgfältigen Überprüfung im Rahmen des Ein- 
satzdienstes, die eine Probefahrt einschließt, hat sich der 
Leiter der Krankentransport-Dienststelle der Hilfsorga- 
nisation davon zu überzeugen, daß der Bewerber die 
Verkehrsvorschriften beherrscht, hinreichende Fahr- 
fertigkeit besitzt, die Beseitigung einfacher Störungen 
vornehmen kann, in der Anwendung der verwendeten 
Funksprechgeräte unterwiesen ist und er über die für 
den Einsatz erforderlichen Ortskenntnisse verfügt, 

h) Belehrung über die Benutzung der Sondersignale. 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Unfallrettungs- 
dienst und der Krankentransport vielfach durch das Fehlen 
finanzieller Mittel beeinträchtigt werden? 

9. Ist die Bundesregierung bereit, dahin gehend zu wirken, 
eine einheitliche Tarif gestaltung des Krankentransportes 
und Gewährung von Zuschüssen der hierfür verantwort- 
lichen Behörden zu erreichen? 

10. Ist die Bundesregierung bereit, auf die Länder einzuwirken, 
daß für den Unfallrettungsdienst und Krankentransport in 
Zukunft ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt 
werden? 


Bonn, den 17. März 1970 
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Maucher 

Geisenhofer 

Balkenhol 

Josten 

Burger 

Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Berding 
Dr. Böhme 

Erhard (Bad Schwalbach) 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Gatzen 
Gerlach (Obernau) 
Härzschel 

Dr. Hauser (Sasbach) 
Höcherl 
Hussing 
Frau Kalinke 
Krampe 
Lemmer 
Dr. Miltner 
Müller (Berlin) 

Ott 

Pfeifer 

Picard 

Pieroth 

Röhner 

Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schulze- Vorberg 
Varelmann 
Wawrzik 
Windelen 
Zink 
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